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Freundeskreis der KPD Hannoner

von Akb?−Gegnera!
Kundgebung am 18.17.10 Home
EINSTELLUNG ALLER STRAF− UND ERMITTLUNGSVERFAHREN

Er

ARBEITER und WERKTÄTIGE!
xW−Gegner, freunde und Genossen!

Mit dem Prozess gegen Linda Engelbrecht aus Bremen am 22.91. in Hameln

beginnen die Grohnde−Prozesse und damit ein weiterer Versuch der Klas−
senjustiz und des Staatapparates AKW−Gesner als "Kriminelle" abzusten−

reln. Gegen weitere AKW−Gegner wird vor der Großen Strafkamner in
Hannover in den nächsten Wochen das Verfahren eröffnet.

wir erklären unsere Solidarität mit allen Angeklagten, die stellvertre−
tend für den gerechten Kampf segen das mörderische Atomprogramm der
Bundesregierung verurteilt werden sollen. Diese politischen Prozesse
gegen AKW−Gegner sind Bestandteil der Durchsetzung des Atomprogramns,
denn damit soll der Widerstand der Volksbewegung gegen das Atomprogramm
kriminalisiert, eingeschüchtert und gespalten werden. Die Klassenjus−
tiz soll jetzt das durchsetzen, was Albrecht nach der Grohnde−Demonstra−
tion ankündiete:...."die Verhafteten der gerechten Strafe zuführen",
denn, so Albrecht am 21.3. in der FR:"Jeder der dabei auch nur als Ku−
lisse dient, ist ein Komplize der Gewalttäter". Kriminell soll es also

sein, wenn wie in Grohnde AKW−Gegner sich entschlossen das Demonstrati−
srecht erkämpfen und den Zaun unter Mitwirkung Tausender trotz des

rulizeiterrors beiseite schaffen. Kulisse sind aber auch die, die nach
der Demonstrations das brutale Vorgehen der Polizei öffentlich angegrif−
fen haben, wie z.B. einzelne Pastoren. Aber nicht nur für Albrecht und
die AKW−Industrie waren in Grohnde nur "Folitrocker", sondern auch für
die Nevisionisten der D"K"P, So meldet die VUZ(l2Zeitung der Drk"Pp) ama3.3.
am 2%,.%,: "Haben Polizei und der Verfassunesschutz den Sturm vor allem
maoistischer Kernkraftwerkszegner auf das gerlante KKW in Grohnde "ange−
heizt". oder zar geleitet?" Wenn es ihnen schon nicht selingt die Breite
der Masserhewegung gegen das Atomprogramm herunterzulügen, dann müssen
solche Artikel herhalten, um die Bewegung und den entschiedenen Kampf
zu verunglimpfen. Die D"K"F tritt nicht nur ein für AkWs, ob. hier oder
im snderen Teil unseres Landes, der DDR, wenn sie nur "mitbestimmt" sind,
sordern versucht auch den Widerstand auf die Bahn zu zerren, die der
Regierunz renehnm ist: au? das Vertrauen in Jie Gerichte ?Gewerkschafts−
führer und bürrerliche Parteien, vor allem: der SPD−Führungs
Jetzt soll denjenigen, die durch den brutalen Polizeieinsatz in Grohnde
wil!kürlich herausgesriffen wurden, der Prozess gemacht werden. Doch da−
mit nicht genu?. Nach dem Vorbild Brokdorf ist geplant, daß die Ange−
klagten die Kosten des Polizeieinsatzes bezahlen sollen.In Brokdorf waren
das über 100 oooDM, in Grohnde über 2 Millionen DM.In welche Richtung
diese Maßnahme geht, womit die Wahrnehmung eines Grundlegenden demokra−
tischen Rechts, die Demonstrationsfreiheit, beschnitten wirdz wird deut−



lich wenn wir uns vor Augen führen, daß hiermit die Möglichkeit geschaf−

fen ist, streikende Arbeiter für den entstanden Produktionsausfall haft−

bar zu machen. Und wenn wir uns in Erinnerung rufen, daß unter dem Hitler−

faschismus die Häftlinge(ob Kommunisten,Sozialdemokraten
oder Juden etc)

ihren Abtransport durch die Gestapo ins Gefängnis oder KZ selber be−

zahlen mußten(bzw. ihre nächsten Verwandten).

Der Widerstand der Anti−AKW−Bewegun? ist gerecht. Er richtet sich gegen

die Bedrohung unserer gesamten Existensbedingungen auf Kosten der Pro−

fite der Monopolbourgoisie in unserem Land. Alle bisherigen Erfahrungen

und gerade auch die gegenwärtiger Beschlüsse der Parteitage von FDP und

SPD sowie der Gewerkschaftsführer zeigen: nicht "Bürsxerdialog", Gerichte

Unterschriftenlisten oder Eingaben führen zum Erfolg, sondern nur der

entschiedene Kampf. 14 000 Unterschriften im Weserbergland konnten den

Bau des AKW−Grohnde nicht verhindern, "friedliche" Demonstratione wie

die "Blümchen Aktion" am 19.2. konnten nichts erreichen. Aber die erfolg−

reiche Besetzung des Bauplatzes durch die Bevölkerung des Kaiserstuhls
.

verhinderte den Bau des AKW in Wyhl. Die Besetzun® des Kühlturmgeländes

in Grohnde, die kämpferischen und massenhaften Demonstrationen in Brok−
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dorf und Grohnae − sie führten zu ersten Erfol:en. Ühne s?e wäre ein vor−?

läufiger Baustop nicht durch die Gerichte entschieden worden. Wyhl wurde?

so Vorbild für die Anti−AKW−Bewegung und dieser Erfolg verbreiterte sieh,

Seit dieser Zeit ist die Bauplatzbesetzung als gerechte und notwendige

Widerstandsaktion gegen das mörderische Atomprogramm der Schmidt−Regierung

in der ANTI−AKW−Bewegung anerkannt und findet überall breiteste Zustim−

mung. Denn: WO RECHT ZU UNRECHT WIRD, WIRD WIDERSTAND ZUR PFLICHT!

Regierung und AKW−Betreiber setzen den Bau irmer weiterer AKWs und jetzt

vor allem den Bau der Wiederaufbereitun?sanlage
durch. Ihr ganze Apparat,

Polizei,BGS und gleichgeschaltete
Presse werden eingesetzt, um gewaltsam

den Widerstand zu zerschlagen. Dagegen ist es das legitime Mittel der

Massen, mit Bauplatzbesetzungen
ZU antworten. Nicht die Anti−AKW−Beweguns

ist gewalttätig, sondern diejenigen die ihre Protitinteressen gegen den

Widerstand der Volksmassen durchsetze: wollen. Die Erfahrungen der Anti−

AKW−Bewegung zeigen, daß die Beschränkung des Widerstandes auf die Mittel

die der Klassenstaat zulässt, d.h. auf die Mittel, die Regierung und AKW−

Betreiber zulassen, nicht zum Erfolg führen. Der legalen Gewaltmaschine

des Staatsappartes muß die legitime Gewalt der Volksmassen entgegengesetzt

werden.
Die Klassenjustiz, die jetzt die AKW−Gegner verurteilen soll, wird im

"Namen des Volkes" den gerechten Widerstand gegen den Bau von AKWs zu"Un−

recht"stempeln und kriminalisieren. Sie spricht aber nicht im "Namen des

Volkes", sondern im Namen der"legalen Gewaltmaschinerie des Staatsappa−



rates. Gegen die kriminalisierung von AKW−Gegnern durch die Klassenjustiz
fordern wir: EINSTELLUNG ALLER STRAF UND ERMITTLUNGSVERFAHREN GEGEN −AKW−GEGNRR: und halten wir fest am gerechten Volkswiderstand gegen das mör−
derische Atomprogramm der Schmidt−Regierung!

. Heraus zurProlestkun
dgebungSonnabend den 19.1

in Hameln , Zathausplatz /4:00uhr
Unter der Vorwand ger" Terroristenbekämpfung" kramt die Bourgeoisie gegen−wärtis in aller Üile schon lange vorbereitete Gesetze aus der Schubladedie zum Ziel] haben, jeglichen Volkswiderstand im Keim zu zrschlagen.Die Nemonstrationsfreiheit wirA einzeschränkt, der gezielte Todesschußsoll durchgesetzt werden, der Einsatz von Maschinengewehren und Handgra−naten gegen Menschenansamnlungen, die Verteidigerrechte werden weiter
abgebaut. Teil dessen is+ das faschistische Kontaktsperregesetz. Im Zusedieser reaktionären Hetze, will der CDU−Vorstand das Verbot kommunis−

scher Organisationen von KBW.KPD,KFD/ML und KB durchsetzen. Diese
Maßnahmen zeigen, wie auch die Flut von Prozessen gegen AKW−Ge;:ner, die
Polizeistaatmethoden anlässlich der Demonstration in Kalkar, die faschis−tische Gefahr wächst, Die BRD−Monorolbour:reoisie kann ihre reaktionären
Profitinteressen nur AUPehBetzen, Wenn :.c un Alta er verschärften
Ausbeutung und Unterdrückung, Friedhofsruhe, durchsetzt.
Der Kamnf gegen das Atomprogramm wird nur dann zum Erfolg führen, wenner Sich gleichzeitig gegen die Maßnahmen des Abbaus demokratischer Rechtewendet und um deren erweiterune kämpft. Ohne die Erkämpfung der eleme−mentarsten demokratischen Freiheiten, ist es nicht Möslich den Angrif−fen der Rourgeoisie entgegenzutreten.
"DAS AU DICH WEHREN MUISST,WENN: DU NTCHT UNTERGEHEN WILLST,DAS WIRSTDIT DOCH VERSTSETNV− (Bu: Brecht) Deshalh schließen wir uns zusammen in
einer breiten Aktionseinheit von Demokraten, AKW−Gegnern, Antifaschisten,Sozialisten und Kommunisten, um der reaktionären Flut engegenzutreten und
gemeinsame eine politische Offensive dagegen zu starten.

w=G MIT DEM ATOMPROGRAMM DER BUNDESREGIERUNG!
INSrenG AbhbeR STRAT TND >RMITTLUNGSVERFAHREN GEGEN AKW−GEGNER!SCHLUSS MIT DEN BÜRGERKRIEGSMANÖVERN VON POLIZEI UND BGS!KEIN AKW IN GROHNDE AUCH NICHT ANDERSWO! KEINE WIEDERAUFBEREITUNGSANLAGE!KEIN Akw IN MAGDEBURG,GREIFSWALD ODER ANDERSWO!
SOLIDARITÄT MIT DEN ANGEKLAGTEN IN DEN GROHNDE−PROZESSEN!
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PROZESS 22.11.,11.30 Uhr
AMTSGERICHT HAMELN

Ich bin mit der Bremer Bürgerinitiative (BBA) zu der Demo am 19.3.

gefahren, um dort ?:aktisch den Bau des AKW Grohnde zu verhindern.
Wie die anderen Angex agten auch, wurde ich am Ende der Demonstra−
tion festgenommen, als Panik vor den anrückenden Bullenketten ent−
stand und kein geordneter Rückzug möglich war. Bei einem Pferdean−

griff wurde ich übcerritten, danach von einem Bullen zusammenge−
schlagen und festgenommen. Als Festnahmegrund wurde später Körper−
verletzung gegen zwei Polizeibeamte angegeben, die ich getreten
haben soll, deren Namen aber nicht zu ermitteln sind.

Am 2. Juli "rhielt ich eine Anklage wegen Landfriedensbruch, die
das gleich? Strickmuster aufweist wie die übrigen Anklagen auch.
Der größte Teil besteht darin, ein einseitiges Bild von der Demo
zu zeichnen, in dem es nur friedliche Bullen und gewalttätige De−
monstranten gibt. Der Pferdeangriff und die Einsätze von Chemical

Mace, Eisenstangen usw. werden mit keinem Wort erwähnt. Zu den
konkreten Anschuldigungen haben sich dann zwei Bullenzeugen gefun−
den, die dazu im Sinne der Betreiber aussagen, und zwei weitere,
die die Demo im allyemeinen beschreiben.

An den Anklagen selber kann man schon sehen, daß angeblich began−
gene Straftaten nur ein Aufhänger sind, um die gesamte Demo zu
verurteilen und damit unseren aktiven Widerstand zu brechen.

Es ist erst der Termin zu meinem Prozess bekanntgegeben worden,
der am 22.11.77 um 11.30 Uhr im Amtsgericht Hameln stattfinden
wird. Die Verhandlung findet vor dem Jugendschöffengericht statt,
was nicht bedeutet, daß ich auch nach Jugendrecht verurteilt wer−
de, da ich zum Zeitpunkt der Demo 20 Jahre alt war. Es ist voraus−

zusehen, daß innerhalb der Angeklagten noch eine Aufsplitterung
erfolgen soll, z.B. daß mir als Frau und "Heranwachsende" ein be−

wußte® politisches Handeln abgesprochen wird und sogar ein gerin−
geres Urteil gefällt wird, während dann andere als die "wahren
Kriminellen" besonders hart bestraft werden. Gerade für mich ist
es also wichtig, eine gemeinsame offensive Prozeßführung mit den
anderen Angeklagten zu verfolgen, um damit einer Abisolierung ent−

gegenzuwirken.

LINDA E.
Komet zu dem Prozess gegen Linda E aus Bremen. Stellen wir eine breite
Öffentlichkeit her um zu verhindern das AKW−Gegner verurteilt werden,
um zu verhindern, das im Gerichtssaal nur AKW−Betreiber,Spitzel und
Polizei sitzen um einen "ordnungsgemäßen" Prozess "zu gewährleisten",
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Alle Spaltungsmanöver der Revisionisten und der BBU scheiterten und trotz Verbot zogen 50 000 AKW−Gegnerbis zum Bauplatz.



rebiandasbuiig® der DeB−Führer am 10. NovemberIn Dortmund

"DOB−Führung fest an der Seite
der Energiemonopole
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Am 10. November soll im

|

Westfalenstadion in Dortmund eine Großkundgebung: ?Ge−
sicherte Energieversorgung für die Zukunft? stattfinden, Veranstalter ist der VEW−Ge−

samtbetriebsrat, 5 DGB−Gewerkschaftsführungen haben die Kundgebung vorbereitet.

Vetter, Loderer, Kluncker, Schmidt und Sperner werden im Dienst der Energiemonopole
ihre Reden schwingen. Diese Großkundgebung des DGB ist ein Höhepunkt der reaktio−

nären Mobilisierung gegen die Atomkraftwerksgegner, ist ein Höhepunkt in der Lügen−

hetze, Kernenergie schaffe Arbeitsplätze.

|
Demonstration gegen das Atomkraftwerk im Biblis im Juli 1977.

en
der DGB−Vorstand im April 77

ae ?Stellungnahme zur Energiepolitik?
veröffentlicht hatte, waren die Weichen für

eine konzertierte Aktion besonderer Art,
nämlich der gemeinsamen Propagierung
von Atomkraftwerken durch DGB−Führung
und Atomindustrie, gestellt. Im DGB−Vor−
standsbeschluß heißt es: ?Die deutschen

Gewerkschaften haben sich bisher ? auch

auf der Grundlage der Entschließung des

Deutschen Bundestages vom 13. Mai 1976

und in weitgehender Übereinstimmimg mit

der
?Regierungserklärung des Bundeskanz.

lers vom? ?16. Dezember 1976− positiv,
zur Änwendung der Kernenergie für fried−
?liche Zwecke geäußert.?
Im Zuge dieser grundsätzlichen und vor−

behaltlosen Zustimmung zu Atomkraftwer−

?ken wird das Gespenst der Dauerarbeits−

losigkeit an die Wand gemalt; Beweise für

die demagogische Behauptung ?Ohne

Kernenergie keine Vollbeschäftigung? bleibt

der DGB−Vorstand allerdings schuldig. An−

|gesichts von 31 Millionen Tonnen Kohle

auf Halde, von Kohlekraftwerken, die nur

mit halber Kapazität gefahren werden (also
offensichtlicher _Energieverschleuderung)

/

Kurzarbeit, weitere Kumpel sollen entlas−
sen werden, Zechen sollen zumachen − all

dies fand und findet eifrige Verfechter in

der IGBE−Führung. Und dieselben Leute

heucheln jetzt auf einmal ihre ?Sorge um

die Sicherheit der Arbeitsplätze?, wenn es
: um den Bau der Atomikraftwerke geht.

(ROTE−FAHNE−Foto)

und angesichts von über 1 Million Arbeits−,
losen und Hunderttausenden Kurzarbei−

tern kann der Beweis auch nicht angetreten
werden. Das ganze Geschwätz von ?Ener−

giesicherung? und ?Arbeitsplatzsicherung?
entlarvt sich als das, was es ist; Reklame
für die Profitinteressen von KWU, Sie−

mens, VEW und RWE, und wie die Ener−

giekonzerne sonst noch heißen.

Mehrere Führungen von Einzelgewerk−
schaften und reaktionäre Betriebsräte ha−

ben in den letzten Monaten intensiv ver−

sucht, die Arbeiter auf− die Unterstützung
der Profitinteressen ?ihrer? Kapitalisten
einzuschwören.

Hierzu einige Beispiele:
1. Bereits in der Vergangenheit standen

besonders Schmidt und seine Kumpane von

der IGBE−Führung an vorderster Front,
wenn es darum ging, die Interessen der

Kohle− und Stahlkapitalisten an der Ruhr

gegen die Kumpel durchzusetzen.

Im Zuge der Gründung der Ruhrkohle AG
verloren 250 000 Kumpelihren Arbeitsplatz,
seit der Existenz der RAG wurde die

Schichtleistung pro Mann systematisch in
die Höhe getrieben, immer wieder gab es

War die IGBE−Führung schon in der Ver−

gangenheit einer der schärfsten Einpeit−
scher und Hetzer gegen die entschiedenen

Gegner des mörderischen Atompro−

gramms, so hat sie sich jetzt im Oktober

besonders reaktionäre und arbeiterfeind−

liche Maßnahmeneinfallen lassen. Sie führ−−

te mit allerlei hinterhältigen Tricks unter

den IGBE−Mitgliedern eine Unterschriften−

sammlung für den Bau von Kohlekraft−

werken durch. Der Text dazu hatte z. B.
in Dortmund und Umgebung folgenden
Wortlaut:

?Ich unterschreibe, daß ich für den Bau
’ von Kohlekraftwerken bin, um die Arbeits−
plätze im Bergbau zu sichern. Ich unter−
Ktütze deshalb mit meiner Unterschrift alle
Bestrebungen, die es möglich machen, Koh−
lekraftwerke im Rahmen der allgemein−
gültigen Umweltschutzvorschriften, uw. a.
auch in den DortmunderRieselfeldern Dat−
teln/Waltrop und Castrop−Rauxel zu errich−
ten und zu erweitern.?

?Im Dortmunder Raum unterschrieben
40 000 Menschen.
Im Fiugblatt der KPD in NRW heißt es
dazu:

?Was steckt hinter dem Projekt in den
Dortmunder Rieselfeldern? Laut Landes−
entwicklungsplan VI ist dieses Projekt ein
Verbundsystem von Kohle. und Kernkraft−
werken, was wohlweislich von der IGBE−

ger
im. Unterschriftentext verschwie−

wird. Von ?den 5900 MW Energielei−.,

?ugdie
dieses,

Bnsrieaed
m erbrin−,

een
D, sollen afleit? 3000 Strömer−

?eligung durch Kernreaktoren erbracht’wer−’
dm. . Im Rahmen dieses Energiezentrumg
soll auch ein Kohlevergasungsprojekt durch.
geführt werden. Für die Kohlevergasung
soll Kernenergie verwandt werden... Aber
der Witz beim System der Kohlevergasung
ist gerade, daß dort auch minderwertige
Kohle und Braunkohle zum Einsatz kom−
men könnten!? So ist die Unterschriften−
sammlung ein ganz mieser Betrug der
IGBE−Führung, die die Kumpel in ihrer
Sorge um die Arbeitsplätze von den wirk−
lichen Gegnern, den RAG−Kapitalisten, auf
vermeintliche Gegner, die AKW−Gegner, ab−
lenken soll. Überall, wo wir mit Kumpeln
über die Unterschriftensammlung sprachen,
waren sie erstaunt und empört über die
Information, daß sie mit der Zustimmung
zum Projekt Datteln/Waltrop für das Ver:
bundsystem Kohle/Kernkraft gestimmt hat−
ten. Das wußten sie nicht. Die IGBE−Füh−
rung hatte es wohlweislich verschwiegen.
Meist wurde von den Betriebsräten nur ge−
sagt: ?Komm, unterschreib ma] für sichere
Arbeitsplätze!? Dafür war selbstverständ−
lich jeder Kollege. Mehrere Lehrlinge einer
Berufsschulklasse für Bergarbeiter in Bort−
mund zogen ihre Unterschrift zurück, als
sie erfuhren, was sie da unterschrieben hat.
ten, Viele Kumpel sagten: ?Hätten wir das
gewußt, dann hätten wir nicht unterschrie−
ben!? ?Wir sind nicht für Atomkraftwerke
− die sollen die heimische ?Kohlenutzen,
davon gibt es genug!?

?

s

\
:

R
E



V

2. Der Betriebsrat von ?Interatom? orga−
nisierte am 29. September in Bonn eine

?Protestdemonstration? mit dem Titel ?Ja

zur Kernenergie?(!). In der Kernforschungs−

anlage stellte die Geschäftsleitung dazu

Busse bereit und gab arbeitsfrei. Eine Wo−

che vorher auf einer Betriebsversammlung
hatte sie schon alien gedroht, die sich an

der Demonstration gegen den ?Schneilen
Brüter? in Kalkar beteiligen wollten. Bek−

kurts (Vorstand der KFA−Jülich) drohte al−

len Beschäftigten, die einen Aufkleber

?Atomkraft? ? Nein danke!* an ihrem

Auto haben (und das sind schon ziemlich

viele), sie sollten ?ihr Arbeitsverhältnis mit

der KFA überprüfen?. Die Mitteilung des

KFA−Vorstandes zur Bonner Demonstration

hatte folgenden Wortlaut:

?Am Donnerstag, dem 29. September 1977,
findet in Bonn eine Demonstration und

Kundgebung für sichere Energieversorgung
durch Kohle und Kernenergie (Treffpunkt:
14 Uhr in Bonn, Wachsbleiche) statt. Alle
Arbeitnehmer, die diese Ziele unterstützen,
sind von dem Veranstalter, dem Betriehs−
rat der Firma Interatom GmbH, aufgeru−
fen worden, in der Kundgebung öffentlich
für ihre Überzeugung einzutreten. Neben
den Führern der Gewerkschaften sind pro−
minente Vertreter aus Politik, Wirtschalt
und Wissenschaft eingeladen.
Der Vorstand hält die Zielsetzung Jieser

Veranstaltung im Sinne der Aufgabenstel−
lung der KFA, Kernforschung und kern−
technische Entwicklung zu betreiben, für
wichtig. Es ist auch unser Anliegen und un−
sere Aufgabe, dazu beizutragen, den ste−

tigen Ausbau der Energieversorgung ?m
volkswirtschaftlich erforderliche, Umfang
sicherzustellen. Daher wird anheimgestellt,
an der Veranstaltung in Bonn teilzuneh−
men.(...)?

Aus der KFA fuhren trotz Drohung nur

80 Beschäftigte nach Bonn. Geradedie tag−

tägliche Beschäftigung mit den schwierigen
technischen und wissenschaftlichen Fragen
der Nutzung von Kernenergie: läßt immer

mehr der Angestellten die großen Gefahren
der AKWs erkennen.

Was hat es tätsächlich mit der

?Sicherung von Arbeitsplätzen?
durch die Verbindung von

Kohle− und Kernenergie auf sich?

Die Energiekonzerne und die Gewerk.

schaftsführer verschweigen die Tatsachen

Schon heute arbeiten die meisten Kohle−

u
Organisationsfreiheit
für die Arbeiterklasse!

Der Marxismus−Leninismus

lässt sich nicht verbieten!

kraftwerke nur mit halber Kraft, weil kein

Bedarf nach Energie in Form von Elektri−

zität vorhanden ist. VEW kann einen Gas−

abnahmevertrag mit den Niederlanden

nicht erfüllen, weil das entsprechende Gas−

kraftwerk ebenfalls nur mit halber Kratt

läuft, Obwohl es für den Bau von Kohle−

kraftwerken Genehmigungen gibt, z. B.

in Ibbenbüren und Bergkamen, werden die.

se nur zögernd oder gar nicht gebaut.
Schließlich spricht man davon, daß in den

nächsten sieben Jahren Kohlekraftwerke

mit einer Gesamtleistung von 15000 MW

veraltet sein sollen. Und für die Verga−
sung von Kohle mit Hilfe des Hochtem−

peraturreaktors soll zuerst Braunkohle ver

wendet werden, weil − nach den Berech−

nungen der Kapitalisten ? vergasie Stuim−

kohle nicht mit Erdöl konkurrieren kar?n.

Der Einsatz von Kernenergie macht dar−

überhinaus den Einsatz weiterer Kohle wie

Koks überflüssig. Gleichzeitig soll die

Schichtleistung pro Bergarbeiter in den

nächsten sieben Jahren von vier auf acht

Tonnen erhöht werden, was we?tere Ar−

beitsplatzvernichtung nach sich ziehen

wird.

Aber in der Atomindustrie gibt es statt.

dessen neue Arbeifsplätze, so die Ver−

fechter der Atomenergie. Doch tatsächlich

werden dort viel weniger neue Arbeits−

plätze geschaffen als alte vernichtet und

desweiteren sind diese Arbeitsplätze mit

großer Lebensgefahr und extrem schlechten

Arbeitsbedingungen verbunden

So heißt es ineinem Bericht von ?H,Kjefer
von der, Gesellschaft für.Keratosschung in

Karlsruhe im ?Zusammenhang, mit ?der 6.

Jahrestagung für Strahlenschutz: ?Ein be−
sonderes Problem stellt das mangalide
?Strahlenschutzbewußtsein? des Reparatur−

personals von Fremdfirmen bei kerntech−

nischen Anlagen dar. Strahlenschutzvor−

kenntnisse sind kaum vorhanden, so dal

die meist kurze Belehrung vor Ort nicht

ausreicht. Dies führt natürlich zu Zwischen−

fällen und relativ hohen Dosen, die ein

vorzeitiges Auswechseln von Personal zur

Folge haben.? Hier wird deutlich, daß die

Hauptbelastung die Schlosser, Elektriker,

usw. zu tragen haben nd daß eine feste

Beschäftigung in den Atomaniagen wegen

der hohen Strahlenbelastung unmöglich ist.

In der aktiven Zone zu arbeiten, das erfor−

dert Schutzanzüge, die völlig luftdicht. ab−

geschlossen sind. Beim Arbeiten darin ent−

steht ein Wärmestau, der zu Gewichtsver−

lusten von über 2 kg führen kann. Ein Ver−

treter der Atomindustrie dazu:. ?Störend

macht sich in allen verwendeten Anzügen
der Wärmestau bemerkbar, der nur ein−

bis zweistündiges Arbeiten zuläßt.? Nimmt

ein Arbeiter, der dies nicht mehr aushält,
die Maske ab, so ist er sofort verseucht,
weil er mit jedem Atemzug eine Menge
radioaktiver Substanz cinatmet. Derartige
Unfälle sind z. B. ?n den USA schon sehr
oft passiert. Auch in der BRD gab es be−
reits derartige Unfälle. In Gundremmingen
wur der Zeitdruck, hervorgerufen durch
lie hohe Strahlenbelastung an der Repa−
raturstelle, die Ursache für den tödlichen
Unfall zweier Schlosser.

So wird klar, daß die Gewerkschaftsführer
in keinster Weise im Interesse der Arbeiter
und Werktätigen sprechen, wenn sie von

?Sicherung der Arbeitsplätze? reden.? Zu−
nehmend beteiligen sich Gewerkschäfter
am aktiven Kampf gegen das mörderis®"N

Atomprogramm, so in Hamburg, Mainz,
verschiedenen Städten ?n NRW und an−
derswo. Viele Gewerkschafter sind in Bür−

gerinitiativen organisiert. In gewerkschaft−
lichen Gremien und Gruppen und in Ju−

gendgruppen gibt es heftige Diskussionen.
Die Gewerkschaftsführer drohen Mitglie−
dern, die gegen die Atomkraftwerke auf−
treten, mit dem Gewerkschaftsausschluß.
Eintrittskarten für die Veranstaltung in
Dortmund am 10. November erhält man
nur unter der Hand, weil die Gewerk−
schaftsbonzen Angst vor der geringsten
Opposition auf diesem Kongreß haben.
Am Donnerstag werden fortschrittliche Ge−
werkschafter aus der BRD, aus Hoiland
und Frankreich zusammen mit Professor

Jens Scheer eine Pressekonferenz dusch−
führen. Sie werden den Nachweis darüber
führen, daß die Aktivitäten der Gewerk−
schaftsführer n?cht den Arbeitern und_
Werktätigen, sondern den Energiemor

polen dienen!
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